
Anhang 1 - Rechtsformen in den Steuerstatistiken 

 

Ähnliche Gesellschaften (z. B. Grundstücksgemeinschaft, stille Gesellschaft) 

Personengesellschaften, die nicht unter eine der anderen genannten Kategorien fallen. 

Aktiengesellschaften 

Eine Aktiengesellschaft (AG) ist ein Unternehmen, das seinen Kapitalbedarf über den Kapital-

markt deckt. Leitbild des Aktiengesetzes ist die börsennotierte Aktiengesellschaft mit gestreutem 

und damit anonymem Aktionärskreis. Aktiengesellschaften sind durch das Aktiengesetz relativ 

strengen Regeln unterworfen. 

Die Aktiengesellschaft kann von einer oder mehreren Personen gegründet werden. 

Sie ist wie die GmbH eine Gesellschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit und einem in Aktien 

zerlegten Grundkapital. Der Gründungsvorgang unterliegt strengen Formvorschriften, er ist auf-

wendig und kostenintensiv. Die Satzung einer Aktiengesellschaft bedarf der notariellen Beurkun-

dung, sie kann inhaltlich nicht frei ausgestaltet werden. Das Aktienrecht ist weitgehend zwingen-

des Recht. 

Das gesetzliche Mindestkapital einer Aktiengesellschaft beträgt 50.000 Euro.  

Neben den auf einen Nennbetrag lautenden Aktien sind auch nennwertlose Aktien (Stückaktien) 

zulässig. Das Grundkapital einer Aktiengesellschaft muss einheitlich in eine dieser beiden Aktien-

formen zerlegt werden. Entscheidet sich das Unternehmen für Nennbetragsaktien, hat deren 

Nominalwert auf mindestens 1 Euro zu lauten. 

Die sich aus den Aktien ergebenden Rechte können wiederum unterschiedlich ausgestaltet wer-

den. Die Gesellschafter der AG heißen Aktionäre. Organe einer Aktiengesellschaft sind die 

Hauptversammlung, der Vorstand und der Aufsichtsrat. 

Die Hauptversammlung ist die Zusammenkunft der Aktionäre, die dort ihre Mitverwaltungsrechte 

ausüben. Die Hauptversammlung hat keine allgemeine Zuständigkeit; ihre Rechte sind im Akti-

engesetz genau und relativ eng geregelt. Der Vorstand leitet die Gesellschaft unter eigener Ver-

antwortung. Er ist nicht an Weisungen des Aufsichtsrats oder der Hauptversammlung gebunden. 

Der Aufsichtsrat hat die Aufgabe, die Vorstandsmitglieder zu bestellen sowie sie laufend zu bera-

ten und zu überwachen. Er hat ein unbegrenztes Informations- und Einsichtsrecht in alle Ge-

schäftsunterlagen. 

Unter dem Stichwort "Kleine AG" sind 1994 verschiedene Vereinfachungen für Aktiengesellschaf-

ten in Kraft getreten. Mit der „kleinen AG“ ist allerdings kein neuer Typus der Aktiengesellschaft 

geschaffen worden, sondern es werden für Unternehmen mit gewisser Größe und mit über-

schaubarem Gesellschafterkreis der GmbH vergleichbare Vereinfachungen angeboten. Dadurch 

bekommt vor allem der Mittelstand einen erleichterten Zugang zur Aktiengesellschaft und damit 

zur direkten Aufnahme von Eigenkapital. Die Vorteile der „Kleinen AG“ liegen unter anderem in 

der vereinfachten Durchführung von Hauptversammlungen, der erweiterten Flexibilität bei der 

Frage der Mittelverwendung insbesondere für Ausschüttungen sowie der Mitbestimmungsbefrei-

ung für Aktiengesellschaften mit weniger als 500 Beschäftigten. 

Aktiengesellschaft & Co. KG 

Eine Aktiengesellschaft & Co. KG (AG & Co. KG) ist eine Kommanditgesellschaft, deren Kom-

plementär die Aktiengesellschaft als juristische Person ist. Im Unterschied zur eigentlichen Kom-

manditgesellschaft gibt es also keine persönlich haftende Person; die Haftung ist beschränkt auf 

das Gesamtvermögen der Aktiengesellschaft zuzüglich der Einlagen der Kommanditisten. 



Aktiengesellschaft & Co. oHG 

Eine Aktiengesellschaft & Co. oHG (AG & Co. oHG) ist eine offene Handelsgesellschaft, bei der 

die Aktiengesellschaft als juristische Person für die Verbindlichkeiten der oHG haftet. Im Unter-

schied zur eigentlichen offenen Handelsgesellschaft gibt es also keine persönlich haftende Per-

son; die Haftung ist beschränkt auf das Gesamtvermögen der Aktiengesellschaft. 

Andere Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 

Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, die bisher nicht aufgeführt sind. 

Angehörige der freien Berufe 

Ob ein Beruf zu den freien Berufen gehört, ist im Einkommensteuergesetz § 18 Abs. 1 Nr. 1 fest-

gelegt. Dort findet sich eine Liste der entsprechenden Berufsgruppen (Katalogberufe). Ebenfalls 

zu den freien Berufen gehören ähnliche Berufe, die einem Katalogberuf nach Tätigkeitsmerkma-

len und Ausbildung weitestgehend entsprechen. 

Atypische stille Gesellschaften 

Bei der atypischen stillen Gesellschaft ist der Gesellschafter nicht nur am Gewinn und Verlust, 

sondern auch an den Vermögenswerten (stille Reserven, Firmenwert) beteiligt und übt teilweise 

auch unternehmerische Funktionen aus. Man kann somit von einer Mitunternehmerschaft spre-

chen.  

Ausländische Kapitalgesellschaften 

Eine ausländische Kapitalgesellschaft kann unter den gleichen Voraussetzungen wie eine inlän-

dische Kapitalgesellschaft eine vermögensverwaltende Personengesellschaft im Sinne von § 15 

Abs.3 Nr.2 EStG gewerblich prägen. Ein Beispiel hierfür ist die britische Limited (Ltd.). 

Ausländische Personengesellschaften  

Eine ausländische Personengesellschaft ist eine Personengesellschaft nach ausländischem bzw. 

europäischem Recht. 

Bergrechtliche Gewerkschaften 

Als bergrechtliche Gewerkschaft wurde eine Personenvereinigung zur gemeinschaftlichen Nut-

zung eines Bergwerks bezeichnet. Diese Rechtsform wurde zum 1.1.1986 abgeschafft und die 

Unternehmen in Kapitalgesellschaften umgewandelt, die die Bezeichnung „bergrechtliche Ge-

werkschaft“ aber noch weiterführen dürfen. 

Europäische Aktiengesellschaften  

Die Europäische Aktiengesellschaft (SE = Societas Europaea) ist eine Rechtsform für Unterneh-

men mit Sitz in einem der Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Die EU ermöglicht mit der 

Rechtsform SE seit Ende des Jahres 2004 die Gründung von Gesellschaften, für die weitestge-

hend einheitliche Rechtsgrundlagen gelten.  

Europäische Genossenschaften (SCE) 

Die Societas Cooperativa Europaea SCE ist eine seit August 2006 bestehende Rechtsform nach 

europäischem Gemeinschaftsrecht. Sie schafft die Möglichkeit für mindestens fünf natürliche 

oder juristische Personen in mindestens zwei unterschiedlichen Staaten zur Gründung einer Ge-

nossenschaft auf europäischer Ebene. Ziel ist die Förderung der Tätigkeit ihrer Mitglieder. 

 

 



Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigungen 

Eine Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung (EWIV) ist eine auf dem Europäischen 

Gemeinschaftsrecht basierende Personengesellschaft zur Erleichterung und Förderung der 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit. Sie gilt als Handelsgesellschaft im Sinne des Handels-

gesetzbuchs und muss in ein Register (in Deutschland Handelsregister) eingetragen sein. Eine 

EWIV kann von Gesellschaften und anderen Einheiten des öffentlichen oder des Privatrechts 

nach dem nationalen Recht eines Mitgliedstaates gebildet werden. Sie kann von natürlichen Per-

sonen gegründet werden, die eine gewerbliche, kaufmännische, handwerkliche, landwirtschaftli-

che oder freiberufliche Tätigkeit in der Gemeinschaft ausüben oder dort andere Dienstleistungen 

erbringen. Eine EWIV muss aus mindestens zwei Mitgliedern aus verschiedenen EU-

Mitgliedstaaten bestehen. Der Zweck der Vereinigung soll sein, die wirtschaftliche Tätigkeit ihrer 

Mitglieder zu erleichtern oder zu entwickeln, indem Mittel, Tätigkeiten oder Erfahrungen zusam-

mengeschlossen werden. Dies wird zu besseren Ergebnissen führen, als wenn die Mitglieder 

einzeln vorgingen. Eine EWIV kann nicht mehr als 500 Personen beschäftigen. Die EWIV darf 

keine Gewinne machen und zahlt dafür auch keine Unternehmenssteuern. 

Gebietskörperschaften 

Körperschaft des öffentlichen Rechts, deren Hoheitsbereich durch einen räumlich abgegrenzten 

Teil des Staatsgebietes bestimmt wird. Sie wird - wie jede juristische Person des öffentlichen 

Rechts - durch Hoheitsakt ins Leben gerufen und ist mitgliedschaftlich organisiert. Die Mitglied-

schaft folgt aus dem Wohnsitz in einem bestimmten Gebiet. 

Ihr sind bestimmte hoheitliche Aufgaben und hoheitliche Gewalt über alle Personen zugewiesen, 

die sich in einem bestimmten Gebiet aufhalten. Dabei können einem Teil des Staatsgebiets 

gleichzeitig verschiedene Gebietskörperschaften auf unterschiedlicher Ebene zugewiesen sein 

(z. B. Gemeinde und Landkreis). Gebietskörperschaften verwalten und organisieren sich selbst 

(Selbstorganisation und Selbstverwaltung). 

Die wichtigsten Gebietskörperschaften sind Gemeinden, Landkreise, Bundesländer und Staaten. 

Gesellschaft des bürgerlichen Rechts 

Eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR oder BGB-Gesellschaft) ist eine einfache geschäftli-

che Partnerschaft von mindestens zwei natürlichen oder juristischen Personen oder Personenge-

sellschaften, für die es keiner weiteren Voraussetzungen oder Formalitäten bedarf. Die Gesell-

schafter haften für die Verbindlichkeiten der GbR persönlich. Die GbR ist demnach eine Perso-

nengesellschaft. Typische GbR sind z. B. Praxisgemeinschaften, Sozietäten und Zusammen-

schlüsse von Bauunternehmen. Betreibt die Gesellschaft ein Handelsgewerbe wird sie zur OHG. 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbH) 

Eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) ist eine Kapitalgesellschaft mit eigener 

Rechtspersönlichkeit (juristische Person); ihre Gesellschafter sind mit ihrer Einlage am Stamm-

kapital (Eigenkapital) beteiligt. Bei der Gründung ist ein Stammkapital von mindestens 25.000 

Euro vorgeschrieben. Die Einlagen können in Geld oder auch in Sachleistungen eingebracht 

werden, wobei deren Wert in Geld festzustellen ist. Die Haftung ist ausschließlich auf das Gesell-

schaftsvermögen begrenzt, erstreckt sich also nicht auf die Gesellschafter persönlich. Von der 

Aktiengesellschaft unterscheidet sich die GmbH durch einfacheren Aufbau und größere Freiheit 

in der Gestaltung des Gesellschaftsvertrages. Die Stammeinlagen, die nicht als Urkunden ver-

brieft sein müssen, können nicht an der Börse gehandelt werden. 

 



Gesellschaften mit beschränkter Haftung & Co. KG 

Eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung & Co. KG (GmbH & Co. KG) ist eine Kommanditge-

sellschaft, deren Komplementär die GmbH als juristische Person ist. Im Unterschied zur eigentli-

chen Kommanditgesellschaft gibt es also keine persönlich haftende Person; die Haftung ist be-

schränkt auf das Gesamtvermögen der GmbH zuzüglich der Einlagen der Kommanditisten. 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung & Co. oHG 

Eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung & Co. oHG (GmbH & Co. oHG) ist eine offene Han-

delsgesellschaft, bei der die GmbH als juristische Person für die Verbindlichkeiten der oHG haf-

tet. Im Unterschied zur eigentlichen offenen Handelsgesellschaft gibt es also keine persönlich 

haftende Person; die Haftung ist beschränkt auf das Gesamtvermögen der GmbH. 

Hausgewerbetreibende und gleichgestellte Personen nach dem Heimarbeitgesetz 

Hausgewerbetreibende sind selbständig Tätige, die in eigener Arbeitsstätte im Auftrag und für 

Rechnung von Gewerbetreibenden, gemeinnützigen Unternehmen oder öffentlich-rechtlichen 

Körperschaften gewerblich arbeiten, auch wenn sie Roh- oder Hilfsstoffe selbst beschaffen oder 

vorübergehend für eigene Rechnung tätig sind. 

Kolonialgesellschaften 

Eine Kolonialgesellschaft war eine der Aktiengesellschaft ähnliche Rechtsform der Kapitalgesell-

schaft nach deutschem Schutzgebietsrecht. Seit der Außerkraftsetzung des Schutzgebietsgeset-

zes im Jahr 1977 existiert diese Rechtsform nicht mehr. 

Kommanditgesellschaften 

Eine Kommanditgesellschaft (KG) ist eine ins Handelsregister eingetragene Personengesell-

schaft, in der sich zwei oder mehr Gesellschafter zusammengeschlossen haben, um gemeinsam 

ein kaufmännisches Gewerbe zu betreiben. Von der oHG (Offene Handelsgesellschaft) unter-

scheidet sich eine KG dadurch, dass es einen oder mehrere Komplementäre (persönlich haften-

de Gesellschafter) gibt, die für Verbindlichkeiten persönlich haften, während die anderen Gesell-

schafter (Kommanditisten) nur bis zur Höhe ihrer Einlage haften. 

Kommanditgesellschaften auf Aktien 

Eine Kommanditgesellschaft auf Aktien (KGaA) ist eine Kommanditgesellschaft, bei der die Ein-

lagen der Kommanditisten in Aktien verbrieft sind. 

Kreditgenossenschaften mit Krediten ausschließlich an ihre Mitglieder 

Eine Kreditgenossenschaft (Genossenschaftsbank) ist eine Bank in der Rechtsform der eingetra-

genen Genossenschaft. Die Mitglieder leisten in die Genossenschaft einen Geschäftsanteil. Alle 

Mitglieder haben unabhängig von der Höhe der Einlage gleiches Stimmrecht in der jährlich statt-

findenden Generalversammlung. Die Genossen haften nicht nur mit ihren Anteilen, sondern auch 

mit einer je nach Satzung festgelegten Haftungssumme. Alle Genossenschaftsbanken sind aber 

einem Einlagensicherungsfonds angeschlossen, der im Notfall einspringt. 

Land- und forstwirtschaftliche Betriebe 

Als land- und forstwirtschaftlicher Betrieb gelten die Landwirtschaft, die Forstwirtschaft, der Wein-

, Garten-, Obst- und Gemüsebau, die Baumschulen, alle Betriebe, die Pflanzen und Pflanzenteile 

mit Hilfe der Naturkräfte gewinnen, die Binnenfischerei, die Teichwirtschaft, die Fischzucht für die 

Binnenfischerei und Teichwirtschaft, die Imkerei, die Wanderschäferei, die Saatzucht sowie Tier-

zucht- und Tierhaltungsbetriebe, soweit ihre Tierbestände nach den §§ 51 und 51a des Bewer-

tungsgesetzes zur landwirtschaftlichen Nutzung gehören. 



Ist ein Betrieb kraft Rechtsform ein Gewerbebetrieb, so gilt er nicht als land- und forstwirtschaftli-

cher Betrieb. 

Landwirtschaftliche Nutzungs- und Verwertungsgenossenschaften 

Eine landwirtschaftliche Nutzungs- und Verwertungsgenossenschaft ist eine Kooperation von 

Landwirten, die gemeinschaftlich Geräte und Materialien für Anbau und Zucht beschaffen und die 

Vermarktung ihrer Produkte koordinieren. Jedes Mitglied haftet in Höhe der gezeichneten Ge-

schäftsanteile. 

Nicht rechtsfähige Vereine, Anstalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen 

Ein nicht rechtsfähiger Verein ist ein Verein, der nicht in das Vereinsregister eingetragen ist. Eine 

Anstalt ist eine öffentlich-rechtliche Einrichtung, die einem bestimmten Zweck dient wie  z. B. 

Rundfunk- und Fernsehanstalten. Eine Stiftung ist eine mit einer rechtlich verselbständigten Ver-

mögensmasse angelegte Einrichtung zur Ausführung eines durch den Stifter vorgegebenen 

Zwecks. Eine Stiftung des öffentlichen Rechts ist ein rechtlich verselbständigtes Vermögen, das 

einem gemeinnützigen Zweck dient, z.B. der Förderung der Wissenschaft. 

Offene Handelsgesellschaften 

Eine offene Handelsgesellschaft (oHG) ist eine ins Handelsregister eingetragene Personenge-

sellschaft mit mindestens zwei Gesellschaftern, die gemeinsam ein kaufmännisches Gewerbe 

betreiben. Die Gesellschafter haften für Verbindlichkeiten der oHG persönlich. 

Öffentliche oder unter Staatsaufsicht stehende Sparkassen 

Eine Sparkasse ist eine Anstalt des öffentlichen Rechts. Sie ist eine Einrichtung einer Gebiets-

körperschaft (Stadt, Landkreis) oder eines Zweckverbandes. Dementsprechend gibt es Stadts-

parkassen, Kreissparkassen etc. Diese Gebietskörperschaften, Städte oder Kreise, sind die Ge-

währträger der Sparkasse. Da die Gewährträger durch die Gewährträgerhaftung im Falle einer 

Zahlungsunfähigkeit der Sparkassen für die Schulden der Sparkasse haften, steht ihnen eine 

Aufsichtsfunktion bei den Sparkassen zu. Das Aufsichtsgremium ist der Verwaltungsrat der Spar-

kasse. Er entspricht in etwa dem Aufsichtsrat einer Aktiengesellschaft. Ein Teil des Jahresüber-

schusses (5 bis 10 %) der Sparkassen wird an den Gewährträger zweckgebunden für kulturelle 

oder soziale Zwecke abgeführt. 

Öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften 

Eine öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaft ist eine Religionsgemeinschaft, die den Status 

einer Körperschaft des öffentlichen Rechts hat. Dadurch hat die Gemeinschaft bestimmte Vortei-

le, z. B. das Recht, von ihren Mitgliedern Steuern zu erheben oder die Dienstherrenfähigkeit. Der 

staatliche Kirchensteuereinzug ist nicht Teil des Körperschaftsstatus, sondern unterliegt der ein-

fachgesetzlichen Regelung. 

Öffentlich-rechtliche Versorgungs-, Verkehrs- und Hafenbetriebe 

Betrieb in den Bereichen Verkehr, Versorgung oder ein Hafen, der einem öffentlich-rechtlichen 

Träger (z. B. Gemeinde, Kreis, Land, Staat) gehört. 

Personen mit Beteiligungen an gewerblichen Personengesellschaften 

Person, die Anteile an einer Personengesellschaft besitzt. Die Personengesellschaft ist gewerb-

lich, wenn unter Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr eine selbständige, nachhal-

tige Betätigung ausgeführt wird, die darauf gerichtet ist, Gewinn zu erzielen und wenn es sich 

nicht um einen Betrieb der Land- und Forstwirtschaft oder um die Ausübung eines freien Berufes 

handelt. 



Realgemeinden 

Eine Realgemeinde ist ein Zusammenschluss von Personen, die land- oder forstwirtschaftlich 

genutzte Grundstücke besitzen. Die Mitglieder in dieser Grundgenossenschaft haben nach 

Grundbesitz gestufte Stimmrechte. Ihre Einkünfte sind von der Körperschaftsteuer befreit unter-

liegen aber bei den Mitgliedern der Einkommensteuer.  

Sonstige Ausländische Rechtsformen 

Unternehmen, das im Ausland mit einer in Deutschland nicht gebräuchlichen Rechtsform ge-

gründet wird und dann seinen Sitz nach Deutschland verlegt. 

Sonstige Betriebe gewerblicher Art von einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 

Gewerblicher Betrieb in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft, der nicht unter öffentlich-rechtliche 

Versorgungs-, Verkehrs- und Hafenbetriebe fällt. 

Sonstige Einzelgewerbetreibende (außer Hausgewerbetreibende und Gleichgestellte) 

Ein Einzelgewerbe wird von einer einzelnen Person gegründet, die Eigentümer des Unterneh-

mens ist und mit ihrem Gesamtvermögen für alle etwaig entstehenden Schulden haftet. 

Sonstige juristische Personen des öffentlichen Rechts 

Juristische Person des öffentlichen Rechts, die bisher nicht aufgeführt ist. 

Sonstige juristische Personen des privaten Rechts 

Juristische Person des privaten Rechts, die bisher nicht aufgeführt ist, z. B. eingetragener Verein. 

Sonstige Kapitalgesellschaften 

Kapitalgesellschaften die nicht durch Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften, Gesell-

schaften mit beschränkter Haftung und bergrechtliche Gesellschaften erfasst sind. 

Sonstige Kreditanstalten des öffentlichen Rechts 

Kreditanstalten des öffentlichen Rechts, die nicht unter eine der anderen genannten Kategorien 

fallen, z. B. freie Sparkassen. 

Sonstige natürliche Personen 

Natürliche Personen, die bei keiner der anderen genannten Kategorien  erfasst sind. 

Sonstige nicht natürliche Rechtsformen 

Nicht natürliche Rechtsformen, die bei keiner der anderen genannten Kategorien erfasst sind. 

Sonstige selbständig tätige Personen 

Zu den sonstigen selbständigen Tätigkeiten gehören nach Einkommensteuergesetz § 18 Abs. 1 

Nr. 2 – 4 u. a. die Einkünfte der Einnehmer einer staatlichen Lotterie, wenn sie nicht Einkünfte 

aus Gewerbebetrieb sind; Einkünfte aus sonstiger selbständiger Arbeit, z.B. Vergütungen für die 

Vollstreckung von Testamenten, für Vermögensverwaltung und für die Tätigkeit als Aufsichts-

ratsmitglied; Einkünfte, die ein Beteiligter an einer vermögensverwaltenden Gesellschaft oder 

Gemeinschaft, deren Zweck im Erwerb, Halten und in der Veräußerung von Anteilen an Kapital-

gesellschaften besteht, als Vergütung für Leistungen zur Förderung des Gesellschafts- oder Ge-

meinschaftszwecks erzielt, wenn der Anspruch auf die Vergütung unter der Voraussetzung einge-

räumt worden ist, dass die Gesellschafter oder Gemeinschafter ihr eingezahltes Kapital vollstän-

dig zurückerhalten haben. 

 



Staatsbanken 

Eine Staatsbank ist eine Bank, die den Staat bei der Besorgung der bankmäßigen Geschäfte und 

der Förderung der Wirtschaft unterstützt. In Deutschland sind die Landesbanken der einzelnen 

Bundesländer und die Bundesbank Staatsbanken. 

Unternehmergesellschaften (haftungsbeschränkt) 

Bei der Unternehmergesellschaft = UG (haftungsbeschränkt) handelt es sich um eine Sonderform 

der GmbH. Die Unternehmergesellschaft kann mit weniger als dem für eine GmbH vorgeschrie-

benen Mindeststammkapital von 25.000 Euro gegründet werden (sog. Mini-GmbH oder 1-Euro-

GmbH) und muss die Bezeichnung "Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt)" oder "UG 

(haftungsbeschränkt)" führen. 

Aufgrund des beliebig niedrigen Stammkapitals ist die UG verpflichtet 25 % des Jahresüber-

schusses als Rücklagen anzulegen. Erreichen die Rücklagen zusammen mit dem Stammkapital 

eine Höhe von 25.000 Euro so kann das Unternehmen nach § 57 GmbHG auf die Rücklagenbil-

dung verzichten. In einem solchen Fall steht es dem Unternehmen frei, seine Firmierung zu än-

dern und sich in eine GmbH zu wandeln. 

Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 

Ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit (VVaG) ist eine Rechtsform für Versicherungsge-

sellschaften. Im Gegensatz zu einem als Aktiengesellschaft geführten Versicherungsunterneh-

men hat der VVaG keine Aktionäre. Vielmehr sind die Versicherungsnehmer in der Regel Mitglie-

der und damit Träger des VVaG. 

Zentralkassen mit Beschränkung auf genossenschaftliche Aufgaben 

Eine genossenschaftliche Zentralkasse (Zentralbank) fördert und unterstützt die angeschlosse-

nen Kreditgenossenschaften bei der Entwicklung ihres Leistungsangebotes. Sie ist die Abwick-

lungsstelle für das Wertpapier- und Auslandsgeschäft und für den Liquiditätsausgleich zuständig. 

 


